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B e s c h l u s s

des Landeshauptausschusses am 13. Mai 2000 in Biberach

Die Politik der Integration - auch im 21. Jahrhundert ohne Alternative 

Migration und Zuwanderung prägen seit mehr als 50 Jahren die Entwicklung unserer Gesellschaft in Mitteleuropa. Die Aufnahme von Millionen Heimatvertriebenen nach dem 

2. Weltkrieg, die Zuwanderung von Arbeitsmigranten und ihren Familien aus den Ländern des Mittelmeerraums in den 60er und 70er Jahren, die Zuwanderung von Flüchtlingen aus der Dritten Welt und die Aufnahme von Spätaussiedlern aus Osteuropa in den 80er und 90er Jahren des 20. Jahrhunderts haben die Gesellschaft in Deutschland verändert und die Menschen vor neue Herausforderungen gestellt.

Wir Liberalen bejahen die offene und sich weiter öffnende Welt und begrüßen die positiven Ergebnisse des Zusammenlebens von Menschen unterschiedlicher Herkunft in Deutschland. Wir bekennen uns zum Prinzip der Integration. Unser Ziel ist die Bildung einer Verantwortungsgemeinschaft zwischen Einheimischen und Zugewanderten, in der auch diejenigen ihren Platz haben, die nicht die deutsche Staatsbürgerschaft anstreben. Wir wenden uns gegen die Ausgrenzung einzelner Bevölkerungsgruppen und gegen die Bildung von Teilgesellschaften. Dabei begreifen wir Integration als einen gesellschaftlichen Prozess, bei dem der Staat lediglich die Rahmenbedingungen setzen kann. Integration ist kein müheloser Prozess, er verlangt Anstrengungen sowohl von den Einheimischen als auch von den Zugewanderten und ihren Familienangehörigen.

Wir Liberalen streben eine freiheitliche Bürgergesellschaft an, die dem Ideal der Eigen​ver​antwortung des Einzelnen und seiner uneingeschränkten Teilhabe am gesellschaftlichen und politischen Leben verpflichtet ist. Wer dauerhaft Aufnahme in der Bundesrepublik Deutschland gefunden hat, soll Bürger dieses Landes mit gleichen Rechten und Pflichten sein.

Das neue Staatsangehörigkeitsrecht

Deshalb haben wir Liberalen ein neues modernes Staatsangehörigkeitsrecht angestrebt und durchgesetzt, das die Konsequenz aus der Zuwanderung der letzten Jahrzehnte zieht, die Einbürgerung erleichtert und neben das Prinzip der „ererbten“ Staatsangehörigkeit das Prinzip des ius soli setzt. Mit diesem neuen Staatsangehörigkeitsrecht gehen wir einen wichtigen Schritt in Richtung gleichberechtigter Teilhabe aller Bürger am politischen und gesellschaftlichen Leben in Deutschland. Das Staatsangehörigkeitsrecht dient der politischen, rechtlichen und sozialen Integration der Menschen ausländischer Abstammung in unsere Gesellschaft.

Wir appellieren an die Innenminister der Länder, das neue Recht mit Leben zu erfüllen und nicht durch restriktive Verwaltungsvorschriften neue Hürden beim Erwerb der Staatsangehörigkeit zu schaffen. Wir appellieren an die ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger, das Angebot des neuen Staatsangehörigkeitsrechts zu nutzen und sich einbürgern zu lassen. 
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Integrationsförderung

Zu einer modernen Zuwanderungspolitik gehören nicht nur das Zugangs- und Aufenthaltsrecht, sondern gleichwertig auch Maßnahmen zur Integration der zuwandernden Menschen. Die Integration von Zuwanderern muss als gesamtstaatliche und gesamtgesellschaftliche Gestaltungsaufgabe begriffen werden. Dabei kommt es entscheidend darauf an, die Integration der als faktische Zuwanderer bereits seit längerem in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Ausländer und ihrer Familienangehörigen zu forcieren. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine erfolgreiche Integration ist die Beherrschung der deutschen Sprache. Deshalb unterstützt die F.D.P. die verschiedenen Formen der Förderung des Erwerbs der deutschen Sprache durch Bund und Land.

Die Sprachförderung im Kindergarten, in den Vorbereitungs- und Förderklassen der Grund- und Hauptschule und in der außerschulischen Hausaufgabenhilfe wird vom Land Baden-Württemberg zu Recht breit gefördert. Unseren Dank verdienen dabei viele hundert ehrenamtlich tätige Sprachhelferinnen und Sprachhelfer, ohne deren unermüdlichen Einsatz ein wichtiges Stück Integration nicht möglich wäre.

Weil für zahlreiche Schüler die unterrichtsbegleitende Sprachförderung nicht zufriedenstellend ist, hat das Kabinett auf Initiative des Ausländerbeauftragten der Landesregierung dafür in den kommenden Jahren zusätzliche Mittel im Umfang von jährlich 4 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Unsere Forderung, auch die unterrichtsbegleitende Sprachförderung in die Regelversorgung der Grund-, Haupt- und Berufsschulen aufzunehmen, bleibt aufrechterhalten. Nur so kann gewährleistet werden, dass Sprachfördermittel konstant und zuverlässig dort eingesetzt werden, wo sie notwendig sind.

Ob Integration erfolgreich ist oder nicht, entscheidet sich letztlich in den Städten und Gemeinden. Integrationspolitik ist auch Sozialpolitik, sie ist aber auch Teil einer vorausschauenden kommunalen Entwicklungspolitik. Die Verantwortlichen vor Ort haben die Aufgabe, sich zu bemühen

· um die Eingliederung von jungen Menschen ausländischer Herkunft in kulturelle, sportliche und soziale Organisationen,

· um die berufliche Qualifikation junger Menschen ausländischer Herkunft;

· um die Vermeidung baulicher und sozialer Ghettosituationen;

· um die Infrastruktur auch für ältere Migrantinnen und Migranten, die nicht mehr in ihre frühere Heimat zurückkehren

· und um den Abbau von Abwehrhaltungen bei einem Teil der „Einheimischen“ durch Möglichkeiten und Beiträge zu Begegnungen und gegenseitigem Kennenlernen.

Die Integrationsmaßnahmen der verschiedenen Ebenen müssen allerdings besser als bisher aufeinander abgestimmt werden. Die derzeitige Vielzahl von Zuständigkeiten (vier Bundesressorts, drei Landesressorts) führt dazu, dass Reibungsverluste entstehen und deshalb kein optimaler Mitteleinsatz gelingt.
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Die F.D.P. unterstützt die weiteren von der interministeriellen Arbeitsgruppe der Landesregierung erarbeiteten Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Integration von Menschen ausländischer Herkunft. Die F.D.P. fordert die Einrichtung verbindlicher Integrationskurse für neueinreisende Ausländer und Aussiedler. Neben der deutschen Sprache werden die Grundzüge der Rechtsordnung der Bundesrepublik sowie eine gesellschaftliche und berufliche Orientierung vermittelt.
Zuwanderung steuern und begrenzen

Die politische und gesellschaftliche Akzeptanz einer auf Integration gerichteten Politik und weiterer Zuwanderung nach Deutschland setzt voraus, dass der Zuwanderungsprozess transparent und politisch gesteuert verläuft. 

Das gilt - soweit möglich - für die Zuwanderung aus den Staaten der Europäischen Union, für die Zuwanderung aus anderen Staaten, für die weitere Zuwanderung von Spätaussiedlern ebenso wie für die vorübergehende oder dauerhafte Zuwanderung von Flüchtlingen.

Das Ausländergesetz, dessen klassische Konzeption auf dem Prinzip der Gefahrenabwehr beruht und das in seinen Verästelungen nur noch von juristischen Experten beherrscht wird, erfüllt diese Funktionen nicht ausreichend. Es überfordert viele Beteiligte, verhindert Transparenz und ist mittlerweile so ausgestaltet, dass es einen rationalen Umgang mit der Zuwanderung eher verhindert als ermöglicht.

Die heute schon abzusehende demografische Entwicklung in Deutschland macht schon in naher Zukunft eine gesteuerte Zuwanderung nach Deutschland notwendig, um einer Verzerrung der Alterspyramide und den damit notwendig verbundenen negativen Folgen für Wirtschaft und Gesellschaft entgegenzuwirken. 

Deshalb streben wir Liberalen ein Zuwanderungsbegrenzungsgesetz an, das die Zuwanderung von Familienangehörigen, die Zuwanderung aus ökonomischen Gründen und die Zuwanderung aus humanitären Gründen transparent und zuverlässig regelt und für Zuwanderungsbewerber ebenso wie für die aufnehmende Gesellschaft klare und durchschaubare Perspektiven schafft. Ein zuverlässiges und wirksames Instrument zum Ausgleich der Interessen von Zuwanderern und Aufnahmegesellschaft ist die Festsetzung jährlicher Zuwanderungsquoten.

Die F.D.P. tritt dafür ein, das Recht der Zuwanderung in die Staaten der Europäischen Union mittelfristig auf europäischer Ebene zu regeln. Durch den Vertrag von Amsterdam sind dafür die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen worden; wir streben an, dass der Rat und die Kommission von den im Vertrag von Amsterdam vorgesehenen Kompetenzen umfassend Gebrauch machen. Wenn innerhalb der Europäischen Union keine Binnengrenzen existieren, dann gehört die Frage des Zugangs zum Gebiet der EU schon aus sachlichen Gründen zwingend zu den auf europäischer Ebene zu regelnden Fragen.

Zuwanderung aus den Staaten der Europäischen Union 

Die Freizügigkeit der Unionsbürgerinnen und Unionsbürger ist ein grundlegendes Recht innerhalb der Europäischen Union. Es entzieht sich deshalb zu Recht der Verfügungsbefugnis der einzelnen Nationalstaaten. Mit der vorgesehenen Erweiterung der Europäischen Union nach Osten wird die Zuwanderung aus diesen Staaten nach Deutschland zunehmen. Die volle Freizügigkeit der Beitrittsstaaten wird aber erst nach langen Übergangsfristen erreicht werden.
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Unsere Aufgabe ist es, gerade im Hinblick auf die vorgesehene Erweiterung der Europäischen Union für die gesellschaftliche Akzeptanz dieser Freizügigkeit zu werben und die Integration der Unionsbürger in unsere Gesellschaft nicht nur rechtlich, sondern auch sozial und wirtschaftlich zu ermöglichen.

Zuwanderung aus familiären Gründen

Wir halten daran fest, dass Ehegatten und ihre minderjährigen Kinder durch das Ausländerrecht nicht an einem familiären Zusammenleben gehindert werden sollen. Die Familie ist – ungeachtet der Staatsangehörigkeit der Beteiligten – eine wichtige soziale Lebensform, die zur Stabilität unserer Gesellschaft wesentlich beiträgt und deshalb auch im Recht der Zuwanderung jede Förderung verdient.

Konservative Vorstellungen, die Eheschließungen unter staatlichen Vorbehalt stellen wollen oder Ehegatten die Führung einer ehelichen Lebensgemeinschaft dauerhaft verwehren wollen, widersprechen dem liberalen Prinzip eigenverantwortlicher Lebensgestaltung und finden deshalb unsere Unterstützung nicht.

Zuwanderung aus ökonomischen Gründen

In einer weltoffenen, international vielfältig verbundenen Wirtschaftsordnung gehört die Mobilität von Arbeitnehmern und Selbständigen zu den Grundbedingungen wirtschaftlichen Erfolges einer Volkswirtschaft. Andererseits bedarf Zuwanderung, auch wenn sie von ökonomischen Motiven getragen ist, aus den oben genannten Gründen der Steuerung durch Zuwanderungsregeln.

Es ist eine sensible Aufgabe des Gesetzgebers und der Exekutive, ein Gleichgewicht zwischen dem Prinzip der ökonomisch gebotenen Mobilität und dem Prinzip der Steuerung von Zuwanderung zu schaffen. Das geltende Ausländerrecht hat in den letzten Jahren leider in vielen Fällen dafür gesorgt, dass berechtigte ökonomische Interessen ordnungspolitischer Prinzipientreue zum Opfer fielen.

Wir erwarten deshalb, dass eine künftige Zuwanderungsregelung hier mehr Flexibilität aufweist und es ermöglicht, Einzelfälle für alle Beteiligten zufriedenstellend zu entscheiden. Dafür bedarf es auf Dauer einer klaren, einfach zu handhabenden gesetzlichen Grundlage.

Um den Notwendigkeiten in Wirtschaft, Forschung und Lehre zum Abbau eines Fachkräftemangels kurzfristig Rechnung zu tragen, sind in der Anwerbestopp-Ausnahmeverordnung neue Möglichkeiten für unbefristete Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen zu schaffen („Green Card“). Diese Möglichkeiten sollen sowohl für Arbeitnehmer gelten, die sich schon in Deutschland befinden und einen Arbeitsplatz haben (z.B. bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge in Handwerksbetrieben) als auch für solche Arbeitnehmer, die auf dem deutschen Arbeitsmarkt dringend benötigt werden und deshalb aus dem Ausland zuwandern dürfen.  

Die von der Bundesregierung in diesem Zusammenhang angekündigte Ergänzung der Arbeitserlaubnisverordnung und der Anwerbestoppausnahmeverordnung ist allerdings sachlich und zeitlich unzureichend und verfehlt ihren Zweck:

· Die Begrenzung auf Arbeitnehmer aus dem Bereich der Informationstechnologie lässt die berechtigten Interessen der vielen mittelständischen Unternehmen außen vor, die auf dem deutschen Arbeitsmarkt vergeblich nach Arbeitskräften suchen. Insbesondere in 
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Betrieben des Bauhandwerks und der Tourismusbranche besteht dringender Arbeitskräftebedarf, der auf dem regulären Arbeitsmarkt heute nicht gedeckt werden kann.

· Die vorgesehene Befristung der Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen auf fünf Jahre und der Ausschluss von Familienangehörigen vom Arbeitsmarkt wird dazu führen, dass hochqualifizierte Arbeitnehmer Arbeitsplätze in anderen Ländern vorziehen werden und die Regelung deshalb ihren Zweck verfehlen wird.

Für eine dauerhafte, interessengerechte Regelung der Zuwanderung ausländischer Arbeitnehmer reicht eine solche mit heißer Nadel gestrickte Teillösung ohnehin nicht aus: Die F.D.P. hält deshalb an ihrer Forderung fest, die Zuwanderung aus ökonomischen Gründen im Rahmen eines Zuwanderungsbegrenzungsgesetzes so zu regeln, dass Regierung und Behörden auf neuen Arbeitskräftebedarf auf klarer Rechtsgrundlage schnell und ohne aufwendige politische Diskussionen reagieren können.  

Darüber hinaus schlägt die F.D.P. vor, die überaus bürokratische Arbeitserlaubnispflicht abzuschaffen. Arbeitsverbote schaden der deutschen Wirtschaft und den betroffenen Menschen. Mit der Abschaffung der Arbeitserlaubnispflicht erreichen wir fünf Ziele gleichzeitig: Schwarzarbeit wird vermindert, offene Stellen können besetzt werden, Bürokratie wird abgebaut, die Sozialkassen werden entlastet und nicht zuletzt werden die Menschenrechte der Betroffenen gestärkt.

Falls bei einzelnen Zuwanderungstatbeständen Zugangsregelungen zum Arbeitsmarkt erforderlich sind, können diese mit dem ausländerrechtlichen Instrumentarium ausreichend angeordnet und sanktioniert werden. Es bedarf keiner kostspieligen Parallelbürokratie, die Unternehmer und Arbeitnehmer behindert und überdies Steuer- und Beitragsgelder verschwendet. 

Zuwanderung von Spätaussiedlern

Die Zuwanderung von deutschstämmigen Spätaussiedlern aus den Staaten Osteuropas beruht auf der Verpflichtung unseres Landes, die Folgen des Zweiten Weltkrieges zu tragen. Die Zuwanderung deutscher Spätaussiedler warf in den letzten Jahren Probleme bei der Integration auf, die von den zuwandernden Spätaussiedlern früherer Jahre so nicht bekannt waren.

Deshalb müssen verstärkt öffentliche Anstrengungen unternommen werden, mittels Sprachschulung und beruflicher Qualifizierung eine sprachliche und soziale Ghettoisierung zu vermeiden. Außerdem unterstützt die F.D.P. nachhaltig die von der früheren Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen, um die Lebensbedingungen für deutsche Volkszugehörige vor Ort, in den Staaten ihres gegenwärtigen Aufenthalts, so zu verbessern, dass sie ihre dortigen Wohnorte nicht verlassen.

Nach geltendem und zuletzt 1996 erheblich verschärftem Recht müssen Aussiedlungswillige aus osteuropäischen Staaten vor Erteilung eines Aufnahmebescheides als Spätaussiedler streng kontrollierte Voraussetzungen erfüllen; im wesentlichen sind dies: Abstammung, Bekenntnis zur deutschen Volkszugehörigkeit und das erfolgreiche Ablegen von Sprachtests, die unter der Aufsicht deutscher Behörden in den Herkunftsländern durchgeführt werden und nicht wiederholt werden können. 
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Außerdem müssen sie glaubhaft machen, dass sie am 31. Dezember 1992 oder danach Benachteiligungen oder Nachwirkungen früherer Benachteiligungen aufgrund ihrer deutschen Volkszugehörigkeit unterlagen bzw. unterliegen.

Eine besondere Gruppe bilden Spätaussiedler aus der ehemaligen Sowjetunion. Im Unterschied zu den anderen in Osteuropa noch existierenden deutschen Volksgruppen wurden die Lebensgrundlagen dieser Deutschen während und infolge des Zweiten Weltkrieges durch Zerstörung ihrer Staatlichkeit (Wolgarepublik), gewaltsame Umsiedlung, Vertreibungsmaßnahmen, Zerstreuung und Unterdrückung derart erschüttert, dass die Folgen durch die Veränderungen und gesellschaftlichen Reformen in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion immer noch nicht vollständig aufgehoben wurden und vielerorts fortwirken. Spätaussiedler aus diesen Staaten bedürfen deshalb keines besonderen Nachweises einer Benachteiligung. Diese regionale Unterscheidung im Vertriebenenrecht hat das Bundesverwaltungsgericht mehrfach ausdrücklich gerechtfertigt.

Zusätzlich zu allen genannten Voraussetzungen wird nach den Vorschriften des Bundesvertriebenengesetzes eine Quote für Einreisebewilligungen festgelegt, die in den letzten Jahren deutlich herabgesetzt worden ist.

Das Zusammenspiel dieser politischen und organisatorischen Maßnahmen hat im Ergebnis dazu geführt, dass die Anzahl erteilter Aufnahmebescheide als Spätaussiedler von über 210.000 im Jahre 1995 auf zuletzt etwa 105.000 im Jahre 1999 zurückgegangen ist.

Angesichts dieser Entwicklung sieht die F.D.P. derzeit keinen Bedarf für zusätzliche Zuzugsbeschränkungen oder für eine Verschärfung des Bundesvertriebenengesetzes.

Das Augenmerk aller politischen Verantwortungsträger muss stattdessen verstärkt auf die soziale, wirtschaftliche und sprachliche Integration der zugewanderten Spätaussiedler der letzten Jahre gelegt werden, insbesondere auf deren Kinder
Zuwanderung aus humanitären Gründen
Die Bundesrepublik Deutschland ist als reiches Land verpflichtet, Menschen, die sich unverschuldet in Not befinden, wirksam Hilfe zu leisten. Diese Verpflichtung kann neben der Hilfe vor Ort oder in angrenzenden Staaten auch bedeuten, dass wir Menschen, die in Not geraten sind, vorübergehend oder dauerhaft ein Recht zum Aufenthalt in Deutschland geben.

Bei Bürgerkriegsflüchtlingen aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawien ist dies in den letzten Jahren in großzügiger Weise außerhalb des Asylrechts, zum Teil durch Kontingente, zum Teil ungesteuert geschehen. Wir wollen an dieser Möglichkeit, Bürgerkriegsflüchtlingen schnell und unbürokratisch helfen zu können, auch in Zukunft festhalten. Dies setzt allerdings voraus, dass Bürgerkriegsflüchtlinge nach Beendigung der Bürgerkriegssituation wieder in ihre Heimat zurückkehren. Wir unterstützen deshalb im Prinzip die Politik der Innenminister, Bürgerkriegsflüchtlinge zur Rückkehr in ihre Heimat zu bewegen. Wir fordern allerdings nach wie vor, dass im Einzelfall mehr Rücksicht auf Einzelschicksale und die wirtschaftlichen Belange der hiesigen Arbeitgeber genommen und flexibler entschieden wird.

Die F.D.P. tritt ferner dafür ein, auch die Zuwanderung aus humanitären Gründen auf europäischer Ebene zu regeln. Wenn innerhalb der Europäischen Union keine Binnengrenzen existieren, dann gehört die Frage des Zugangs zum Gebiet der EU schon aus sachlichen Gründen zwingend zu den auf europäischer Ebene zu regelnden Fragen.
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Ziel einer europaweit gültigen Asyl- und Flüchtlingspolitik muss eine ausgewogene Ver-antwortungs- und Lastenverteilung innerhalb der Europäischen Union sein. Der Zustrom von Asylbewerbern in die Mitgliedsstaaten der EU hat sich im letzten Jahr nicht unerheblich verändert. Deutschland ist immer noch das wichtigste europäische Zielland für Asylbewerber, sein Anteil an allen Asylanträgen ist jedoch von einem Viertel auf ein Fünftel gesunken. Es ist zu erwarten, dass die unterschiedlichen Trends auch die Bemühungen um eine Harmonisierung des europäischen Asylrechts beeinflussen werden.

Durch den Vertrag von Amsterdam sind dafür die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen worden. Dabei ist ausdrücklich vorgesehen, dass die entsprechenden Regelungen in Übereinstimmung mit der Genfer Flüchtlingskonvention zu erfolgen haben. Wir streben an, dass Rat und Kommission von den im Vertrag vorgesehenen Kompetenzen umfassend Gebrauch machen. Die Kommission hat bereits mit entsprechenden Vorarbeiten begonnen. Dazu gehört die Erarbeitung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedsstaaten, für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen als Flüchtlinge und für das Verfahren zur Zuerkennung oder Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft ebenso wie die Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme von Flüchtlingen und vertriebenen Personen verbunden sind, auf die Mitgliedsstaaten.

Wenn  es sich zur  Schaffung und  Durchsetzung eines einheitlichen europäischen Asylrechts als notwendig erweist, den Artikel 16 a des Grundgesetzes mit einem Gesetzesvorbehalt zu versehen, wird dies von der F.D.P. unterstützt.

Biberach, den 13. Mai 2000































